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Sozialversicherungen 

Wichtige Änderungen 2024 
Der erste Teil der AHV-Reform (AHV 21) ist am r, Januar 2024 in Kraft getreten. 
Er erleichtert zum Beispiel einen gleitenden Übergang vom Erwerbsleben 
in den Ruhestand. Wir fassen die damit verbundenen Änderungen sowie eine 
Auswahl von weiteren Neuerungen zusammen. 

Seit Anfang 2024 können Versicherte den 
Weg in ihren Ruhestand individueller ge­ 
stalten. Insbesondere können sie in der Al­ 
ters- und Hinterlassenenversicherung so­ 

wie in der beruflichen Vorsorge einen Teil 
der Altersrente vorziehen und den anderen 
Teil aufschieben. 

Flexibilisierung des Referenzalters 
Neu können Renten zwischen 1 und 24 
Monaten vor Erreichen des Referenzalters 

bezogen oder um 12 bis 60 Monate danach 

tenerhöhung führen. Wird der Rentenbe­ 

zug aufgeschoben, erhöht sich die ausge­ 

zahlte Rente um 5,2 bis 31,5 Prozent. 

Rente aufbessern 
Nach Erreichen des Referenzalters können 
Arbeitnehmende bis zum Alter von 70 Jah­ 
ren weiterarbeiten und gegebenenfalls mit 
dann geleisteten Beiträgen die Rente auf­ 

bessern. Zudem schafft man sich entweder 
ein Zusatzeinkommen zur Rente oder die 
Möglichkeit, den Bezug aufzuschieben und 

aufgeschoben werden. Auch teilweise Vor- so den künftigen Rentenbetrag zu erhöhen. 
bezüge oder Aufschübe Der bisherige Freibetrag 
(20 bis 80 Prozent) sind 

möglich. Wird die Rente 
vorbezogen, wird auf­ 
grund der Vorbezugsdau­ 
er eine gekürzte Rente ausgezahlt. Die 

Kürzungssätze betragen zwischen o,6 und 
13,6 Prozent. Für Frauen der Übergangsge­ 

neration (Jahrgang 1961 -1969) gelten eige- 

«Mehr Wahlmöglich­ 
keiten erfordern 

von 1400 Franken gilt wei­ 
terhin. Wer mehr verdient, 
muss auf das übersteigen­ 

de Einkommen Beiträge in 
die AHV/IV/EO bezahlen. Arbeitnehmen- 

sorgfältigere Planung.» 

de im Rentenalter sind aber nicht mehr 
in der Arbeitslosenversicherung beitrags­ 

pflichtig (und auch nicht mehr versichert). 
ne vorteilhaftere Kürzungssätze. Während Neu ist es möglich, auf den Freibetrag zu 
des Vorbezugs müssen weiterhin Beiträge verzichten. 
in die AHV eingezahlt werden, pro Jahr 
mindestens 514 Franken. Diese Zahlungen Freizügigkeitsleistungen 
können bei Erreichen des Referenzalters Freizügigkeitsleistungen werden neu mit 
fallweise nochmals zu einer leichten Ren- Erreichen des Referenzalters fällig. Auf- 



schieben kann man den Bezug nur noch, 

wenn man weiterarbeitet (maximal 5 Jahre). 
Es gilt eine Übergangsfrist von 5 Jahren. 
Ausführlich haben wir zu diesem Thema im 

U PI DATE vom Dezember 2023 berichtet. 

Hypothetische Einkommen bei der IV 
Künftig werden die hypothetischen Ein­ 
kommen bei Invalidität in der Invaliden­ 
versicherung pauschal um 10 Prozent ge­ 
senkt. Damit werden die tatsächlichen 
Einkommensmöglichkeiten von Menschen 
mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
realistischer in die Kalkulation einbezogen. 
Der Abzug gilt für alle neuen Rentenfälle 
ab 2024, die ein hypothetisches Einkom­ 
men berücksichtigen. 

Digitaler Nachlass 

Mein Passwort lautet ... 
Viele Menschen haben geregelt, was beim Verlust ihrer Urteilsfähigkeit oder nach ihrem Ableben zu tun ist. 
Was oft vergessen geht, ist unser wachsender Nachlass in der digitalen Welt. 

Patientenverfügung, Vorsorgeauftrag, Tes­ 
tament - wer diese Dokumente in guten 
Zeiten anpackt, tut sich und seinen nahe­ 
stehenden Menschen einen Gefallen. Es 
ist für alle Beteiligten eine grosse Erleichte­ 
rung, wenn wichtige Fragen vorausschau­ 
end geregelt sind. Das umfasst auch, dass 
die gesetzlichen Erben oder eine bevoll­ 
mächtigte Person im Ernstfall laufende 
kostenpflichtige Verträge, Abonnemente, 
Versicherungen und Mitgliedschaften kün­ 
digen kann. Ein Knackpunkt sind hingegen 
unsere zunehmenden Aktivitäten im digi­ 
talen Raum. Sie gehen beim Ausstellen von 
Vollmachten oder Testamenten häufig ver­ 
gessen. Das wird zum Beispiel bei kosten­ 
pflichtigen Diensten ein Problem. Wenn 
man keinen Zugriff hat, um sie zu kündi­ 
gen, dann laufen die Kosten weiter. Oder 
noch gravierender: Wenn eine Firma im 
Spiel ist und keine Informationen auffind­ 
bar sind, die Zugriff auf die Geschäftsdaten 
ermöglichen. 

Liste erstellen und pflegen 
Es empfiehlt sich, beim Regeln seines 
Nachlasses eine detaillierte Liste auszu­ 
arbeiten, die einen Überblick über den 

Ergänzungsleistungen 
Für Personen, die bereits vor der Reform 
der Ergänzungsleistungen im Jahr 2021 Er­ 
gänzungsleistungen bezogen haben und 
deren Situation sich durch die Reform ver­ 
schlechtert hätte, galten bis Ende 2023 
die davor gültigen Regelungen. Ab sofort 
gelten auch für diese Personen die neuen 
Vorgaben bezüglich Vermögen und Ver­ 
mögensverzicht. Die fortan gültige Vermö­ 
gensgrenze (100000 Franken für Allein­ 
stehende; 200 ooo Franken für Ehepaare) 
kann dazu führen, dass Personen mit ei­ 
nem höheren Vermögen keinen Anspruch 
mehr auf Ergänzungsleistungen haben. Der 
Wert von selbstbewohnten Liegenschaften 
wird dabei nicht berücksichtigt. 

digitalen Nachlass verschafft und die Zu­ 
griffsinformationen enthält. Typischerwei­ 
se sollten die Zugriffsdaten die folgenden 
Bereiche abdecken: 

- Zugang zu Mobiltelefon und Computer 
- E-Mail-Konti 
- Finanzielle Plattformen wie Online- 

Banking, Börsendienste u. a. 
- Nachrichtendienste wie WhatsApp, 

Skype u. a. 
- Cloud-Dienste, z.B. für die Aufbewah­ 

rung von Geschäftsdaten oder Fotos 
- Soziale Netzwerke wie Linkedln, 

Facebook u. a. 
- Kostenpflichtige Leistungen wie 

Streamingdienste, Softwaremiete, 
digitale Zeitungsabos 

- Sonstige Kundenkonti von Amazon 
bis Zalando 

Es mag ironisch scheinen, aber am ein­ 
fachsten ist es, wenn man diese Angaben 
in Papierform an einem sicheren Ort auf­ 
bewahrt. Das kann in einem Bankschliess­ 
fach sein oder bei einer Person oder Or­ 
ganisation, die man als Bevollmächtigte 
bestimmt hat. Wichtig ist dabei, dass man 

Hilfreiche Merkblätter 
auf www.ahv-iv.ch 
- 1.2024 
Änderungen auf den 1.1.2024 

- 3.01 
Altersrenten und Hiltlosen­ 
entschädigungen der AHV 

- 3.04 
Flexibler Rentenbezug 

- 3.06 
Rentenvorausberechnung 

- 3.08 
Neuberechnung der Altersrente 
nach dem Referenzalter 

- 5.01 
Ergä nzu ngsleistu ngen 
zur AHV und IV 

Wer seinen Nachlass regelt, sollte auch 
wichtige digitale Zugriffsdaten auflisten. 

die Informationen in regelmässigen Ab­ 
ständen aktualisiert (z.B. geänderte Pass­ 
wörter) oder ergänzt. Sinnvoll ist auch, im 
Testament oder im Vorsorgeauftrag auf die 
Existenz dieser Zugriffsdaten sowie den 
Aufbewahrungsort hinzuweisen. 



U nterneh mensnachfolge 

Immobilien im Geschäftsvermögen 
a 1s Knackpunkt 
Die ideale Nachfolgelösung zu finden, ist anspruchsvoll. Wirtschaftet ein Unternehmen erfolgreich, gehört oft eine 
Geschäftsliegenschaft zum Vermögen. Es ist herausfordernd für potenzielle Nachfolger, wenn sie diese mitfinanzieren 
müssen. Frühzeitige Planung lohnt sich. 

Soll eine Unternehmensübergabe erfolg­ 
reich sein, müssen im Nachfolgeprozess 
vorab Verträge, Beteiligungen und Abhän­ 
gigkeiten geklärt und bereinigt werden. 
Wichtig ist in diesem Bereinigungsprozess 
auch, rechtliche und finanzielle Verflech­ 
tungen zu identifizieren und zu vereinfa­ 
chen sowie Vermögenswerte und Verbind­ 
lichkeiten zu konsolidieren. 

Problem Geschäftsliegenschaft 
Erfolgreiche Unternehmen haben oft ein 
erhebliches Vermögen angesammelt, 
wenn die Nachfolgelösung ansteht. Zu 
diesem Vermögen gehört in vielen Fäl- Der Immobilienanteil schraubt den Kaufpreis in die Höhe. Das kann für die Nachfolge- 
len eine Geschäftsliegenschaft, die weit- regelung eine Hürde darstellen, die man aus dem Weg räumen kann. 
gehend abbezahlt ist. Man spricht hier 
von «schweren» Unternehmen. Für sie 
empfiehlt es sich, Privat- und Geschäfts­ 
vermögen rechtzeitig zu trennen und den 
privaten Vermögensaufbau zu forcieren. 
Denn Kaufinteressenten, die eine Firma er­ 
werben möchten, sind nicht automatisch 
am damit verknüpften Immobilienbestand 
interessiert. Gleichzeitig schraubt der Im­ 
mobilienanteil den Kaufpreis in die Höhe. 
Das kann für die Nachfolgeregelung eine 
ernsthafte Hürde darstellen. Im Hinblick 
auf die Nachfolgeregelung sollte ein Un­ 
ternehmer deshalb frühzeitig die Trennung 
von Immobilien und operativem Geschäft 
prüfen und einleiten. 

Privater Verkauf 
Das Unternehmen kann die Immobilie zum 
Beispiel an einen Investor verkaufen, mit 
dem anschliessend ein langfristiger Miet­ 
vertrag zu marktüblichen Konditionen ab­ 
geschlossen wird. Der Unternehmensver­ 
käufer kann sie auch selber aus seinem Pri­ 
vatvermögen erwerben und dem Unterneh­ 
men vermieten. Das Betriebsergebnis wird 
damit nicht verwässert, das Unternehmen 
kann im Gegenzug aber auch keine Ab­ 
schreibungen geltend machen. Der Käufer 
wiederum kann die Immobilie als Alters- 

vorsorge nutzen und die Unterhaltskosten 
abziehen. Allerdings muss er alle Investitio­ 
nen privat tragen und setzt sich bei einem 
Verkauf der Immobilie dem Risiko aus, als 
gewerbsmässiger Liegenschaftshändler ein- 
gestuft zu werden. 

Separate rechtliche Strukturen 
Alternativ kann die Geschäftsliegenschaft 
an eine (neu zu gründende) Gesellschaft 
verkauft werden. Um steuerrechtlichen 
Problemen vorzubeugen, muss der Ver­ 
kaufspreis dem Verkehrswert entsprechen. 
Ist die Immobilie schon lange im Unterneh­ 
men und zu einem grossen Teil abgeschrie­ 
ben, resultieren daraus hohe stille Reserven, 
die beim Verkauf gewinnbesteuert werden. 
Die Abschreibung in den Folgejahren neu­ 
tralisiert diesen Effekt auf lange Sicht. 

Ausgliederung 
Ein weiteres Szenario: Die auszugliedern­ 
den Vermögenswerte werden an eine 
Tochtergesellschaft übertragen, an der 
das Unternehmen beteiligt ist. Diese 
Form der Entflechtung ist steuerlich 
neutral. Allerdings dürfen die übertrage­ 
nen Vermögenswerte und die Anteile an 

der Tochtergesellschaft während s Jahren 
nicht verkauft werden, andernfalls werden 
Steuern fällig. 

Spaltung 
Die Geschäftsimmobilie kann auch an 
eine andere Gesellschaft übertragen wer­ 
den und als Gegenwert werden Beteili­ 
gungsrechte gewährt. Bei dieser Form der 
Entflechtung können die Beteiligungs­ 
rechte oder die Immobilie jederzeit ohne 
Steuerfolgen verkauft werden. Die An­ 
forderungen an eine steuerneutrale Spal­ 
tung sind hoch: So müssen beide Kapital­ 
gesellschaften einen Betrieb im Sinne des 
Steuerrechts weiterführen. Nur das Hai- 
ten und Verwalten der Immobilie erfüllt 
diese Anforderung nicht, es sei denn, die 
Vermietung bzw. Verpachtung der ver­ 
walteten Immobilie wirft einen jährlichen 
Mietertrag von über 2 ooo ooo Franken 
ab. Zu beachten ist dabei, dass in diesem 
Fall die Gesellschaft ohne eigentlichen 
Geschäftsbetrieb aus Sicht der Grund­ 
stückgewinnsteuer eine Immobilienge­ 
sellschaft darstellt und der Verkauf von 
Beteiligungsrechten eine Grundstückge­ 
winnsteuer auslösen kann. 



l(urznews 
Steuerbefreiung für Elektrofahrzeuge endet Vorauszahlung bei Steuern 

lohnt sich wieder 
Die Phase der steuerlichen Privilegierung von emissionsfreien Fahrzeugen 
ist abgeschlossen. 

Elektrofahrzeuge haben sich im Markt eta­ 

bliert. Deshalb ist seit dem 1. Januar 2024 
auch diese Fahrzeugkategorie steuerpflich­ 

tig. Der Bundesrat hat die Änderung der 
Automobilsteuerverordnung genehmigt, 
um Steuerausfällen entgegenzuwirken und 

Haben sich etabliert: Über 20 Prozent der 2023 neu zugelassenen Autos werden rein 

elektrisch betrieben. 

Mindestzinssatz in der beruflichen Vorsorge steigt 

Die mageren Jahre sind vorbei, allmählich steigen die Zinsen auf 
Vorsorgeguthaben. 

Die Verzinsung der Pensionskassengut­ 

haben dümpelte in den letzten Jahren 
auf sehr tiefem Niveau. Für das Jahr 2024 
wird der Mindestzinssatz nun - gegen 

den Willen der Versicherungsbranche - 

um 0,25 Punkte auf 1,25 Prozent erhöht. 
Dies bedeutet, dass Vorsorgeguthaben 
gemäss dem Bundesgesetz über die 

Das Eidgenössische Finanzdeparte­ 
ment passt die Zinssätze für Bundes- 

ausreichend Mittel für den Nationalstras- steuern und -abgaben an das gestie- 
sen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds gene Zinsniveau an. 
(NAF) sicherzustellen. Die Besteuerung 
von Elektroautos ist Teil der Massnahmen Die Zinssätze für Bundessteuern werden 
zur Haushaltsbereinigung. jährlich überprüft, um sie dem aktuel- 

berufliche Vorsorge (BVG) mindestens 
zu diesem Prozentsatz verzinst werden 
müssen. Der Anstieg des Mindestzins­ 

satzes steht aus Sicht des Bundesrats 
vor allem im Zusammenhang mit der 
Entwicklung der Rendite von Bundes­ 

obligationen sowie Aktien, Anleihen und 

Liegenschaften. 
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len Zinsniveau anzupassen. Seit dem 

1. Januar 2024 werden der Verzugszins­ 
satz und der Vergütungszinssatz für Rück­ 

erstattungen aufgrund des gestiegenen 
Zinsniveaus auf 4,75 Prozent angehoben 
(zuvor jeweils 4 Prozent). Der Vergütungs­ 
zinssatz für freiwillige Vorauszahlungen 
bei der direkten Bundessteuer steigt auf 

1,25 Prozent (zuvor o Prozent). Wer sei­ 
ne Steuern frühzeitig bezahlt, darf also 
wieder mit ansehnlichen Zinserträgen 

rechnen. Die angepassten Zinssätze gel­ 
ten für Mehrwertsteuer, direkte Bundes­ 
steuer, Verrechnungssteuer, Tabaksteuer, 
Biersteuer, Automobilsteuer, Mineralöl­ 
steuer, Steuer auf gebrannte Wasser, Zoll, 
Stempelabgaben und leistungsabhängige 

Schwerverkehrsabgabe. 

Erscheinungsweise: 3 x jährlich 
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